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Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

liebe Kollegen. Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen. Ich begrüße insbesondere die 

Herren Sachverständigen sehr herzlich zu unserer 81. Rechtsausschusssitzung, zur 

Anhörung zum Gesetzentwurf der Unionsfraktion zur Wiedereinführung der Kronzeu-

genregelung bei terroristischen Straftaten. Herzlichen Dank, dass Sie unserer Einla-

dung gefolgt sind. Entsprechend unserer Absprache verfahren wir wie üblich: Jeder 

Sachverständige gibt ein kurzes Eingangsstatement von max. 5 Minuten, und da-

nach folgt die Fragerunde. Ihre schriftlichen Stellungnahmen liegen uns vor. Insofern 

schlage ich vor, dass wir mit Herrn Jaeger, stellv. Bundesvorsitzender des Bundes 

Deutscher Kriminalbeamter beginnen. Herr Jaeger, Sie haben zuerst das Wort. Bitte-

schön. 

 

SV Rolf Jaeger: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, zunächst danke ich für 

die Einladung und kann gleich vorweg sagen, dass der Bund Deutscher Kriminalbe-

amter diese Gesetzesvorlage der Fraktion zur Wiedereinführung der Kronzeugenre-

gelung im Strafprozessrecht begrüßt. Wir begrüßen besonders, dass es nach diesem 

Gesetzentwurf auch möglich ist, dem Kronzeugen mitzuteilen, welche Strafe er für 

den Fall verwirkt hat, dass er nicht in dem zu erwartenden Maße im Verfahren gegen 

andere Straftäter seine Zeugenpflichten erfüllt. So wird ausgeschlossen, dass der 

Kronzeuge Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht als Spielball seiner persönlichen 

Verfahrensinteressen missbraucht. Wir halten es allerdings für sinnvoll, neben dem 

jetzt für Kronzeugenregelungen als geeignet angegangenen Paragrafen auch noch 

daran zu denken, die Bildung krimineller Vereinigungen nach § 129 StGB und auch 

die Geldwäsche nach § 261 StGB zusätzlich ergänzend mit solchen Kronzeugenre-

gelungen zu versehen. Aus Sicht meines Verbandes wäre es durchaus wünschens-

wert gewesen, der Absicht, die Sie auch geprüft haben, zu folgen, eine fallbezogene 

anzuwendende Generalnorm zu erlassen für die Kronzeugenregelung. So hätte es 

für Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichte auch die Möglichkeit gegeben, zum Bei-

spiel den Fällen der mittleren Kriminalität, bei denen es um serienmäßige Taschen-

diebstähle - z. B. Trickbetrügereien, Einbrüche - geht, also Verfahren, die man im 

Allgemeinen der mittleren Kriminalität zurechnet, auch gegen die Hintermänner sol-

cher Straftaten vorzugehen, die nicht immer klassisch als organisierte Kriminalität zu 

bezeichnen sind. Wir erhoffen uns, mit der Methodik der Kronzeugenregelung, die 

wir immer gefordert haben, eine deutlich bessere Aufklärungsquote in den von Ihnen 
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genannten Deliktsfeldern zu erreichen und auch die Grundlage für verbesserte ver-

mögensabschöpfende Maßnahmen zu treffen. Wir plädieren für die Einführung der 

Kronzeugenregelung bei Straftaten von erheblicher Bedeutung, weil der Berufsver-

band der Kriminalisten darin eine besonders geeignete Methode der Überführung 

von Tätern sieht, die sich persönlich weit von dem Kontakt mit inkriminierten Gütern 

fernhalten, aber als Auftraggeber, als Strippenzieher und Nutznießer schwerer Krimi-

nalitätsformen zu betrachten sind. Das Sprichwort: Die Kleinen hängt man, die Gro-

ßen lässt man laufen, findet leider immer wieder seine Entsprechung bei den Ermitt-

lungen gegen die Intensivtäter der organisierten Kriminalität. Sie verstehen es, teil-

weise mit Unterstützung ihrer Rechtsanwälte, die wir ja schon mal geneigt sind, eher 

als Konfliktverteidiger zu bezeichnen, mit ihren Geldmitteln und auch mit ihrem Ag-

gressions- und Bedrohungspotenzial und ihrer Machtposition nicht über die Stan-

dardmaßnahmen der Beweisführung, wie Durchsuchung, Vernehmungen, Ermittlun-

gen, auch Telefonüberwachungen, überführt zu werden. Sie machen sich selbst nicht 

die Hände schmutzig an inkriminierten Gütern. Sie setzen Mittäter und Gehilfen für 

ihre kriminellen Machenschaften ein. Sie kaufen sich frei, kaufen auch Zeugen und 

Mitbeschuldigte und sie veranlassen die Justizbehörden leider allzu häufig wegen 

der oft schlechten Beweislage zu faulen Kompromissen in Form so genannter Deals 

in den Fällen, in denen eine Verurteilung unvermeidlich ist. Wir halten es für erforder-

lich, dass das Rechtssystem der Bundesrepublik Deutschland, das von manchen 

Straftätern als eine Einladung empfunden wird, sich hier wehrhaft zeigt und auch ge-

rade im Lichte der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes zur akustischen 

Wohnraumüberwachung, die ja diese Methode der Beweisführung auch gegen 

Schwerkriminelle doch maßgeblich einschränkt, für eine Möglichkeit, die hier entste-

henden Beweisdefizite auch in Teilen zu kompensieren. Wir leben, meine Damen 

und Herren, in einem relativ sicheren Land. Dennoch gehen wir durch die Verkompli-

zierung unseres Rechtes und unserer Rechtsprechung oft einen problematischen 

Weg zur Täterermutigung. Wir haben gerade Entscheidungen des Bundesverfas-

sungsgerichtes zur Gefahr im Verzuge zur Kenntnis genommen. Die werden die We-

ge der Polizei zu Eingriffsmaßnahmen unnötig verlängern. Jeder lange Weg zwingt 

den Sachbearbeiter der Kriminalpolizei zu einem längeren Verweilen am Arbeits-

platz-PC, weil sie heute Eingriffsmaßnahmen begründen müssen, für die früher keine 

detaillierte Begründung verlangt wurde. Sie müssen rechtliche Stellungsnahmen und 

Prognoseentscheidungen ausführlich begründen und können diese Zeit eben nicht 
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mehr für Vernehmungen und Ermittlungen aufwenden und deshalb bietet auch hier 

die Kronzeugenregelung eine Beweisführungsalternative von hoher Qualität. Denn 

sie wendet sich an Täter, die auch die Kommunikation der hier in Frage stehenden 

Haupttäter mit verfolgt haben, die also aus dem inneren Zirkel dieser Straftätergrup-

pen kommen und etwas zu den Spitzen dieser Organisationen sagen können. Diese 

Tätergruppierungen sind eigentlich nur über die Kommunikation mit ihren Mittätern 

und Gehilfen zu überführen. Sie sind also eigentlich nur, und deshalb bedauern wir 

auch die Entwicklung im Bereich der akustischen Wohnraumüberwachung, nur durch 

Personalbeweise ihrer Taten zu überführen. Also damit auch durch Personen, die 

dem engeren Zirkel angehören. Wenn in Deliktsfeldern der organisierten Kriminalität, 

der schweren Wirtschaftskriminalität, Korruption, Drogen und Falschgeldkriminalität 

Straftäter aus diesem jeweils inneren Zirkel überführt werden sollen, die über Sach-

beweismittel mangels Kontakt zu Sachbeweismitteln nicht überführbar sind und nur 

über ihre Kommunikation überführbar sind, so bietet dieses Kronzeugenregelung die 

Lösung zur Überführung der Täter. Zur Kritik daran: Es wird hier bei Kronzeugenre-

gelungen der Grundgedanke des Strafrechts aufgegeben, die Sühne für begangene 

Taten, den Kronzeugen auf die Bühne für begangene Taten zurück zu ziehen, weil 

der Kronzeuge zur Überführung anderer Straftäter beigetragen hat, so dass der Täter 

in diesem Fall auf die Sühne durch ihn, durch seine Bestrafung, verzichtet. Die 

scheinbare Ungerechtigkeit, die in der Kronzeugenregelung beklagt wird, kann aber, 

meine Damen und Herren, aus unserer Sicht dadurch entkräftet werden, dass es in 

vielen Verfahren ohne solche Kronzeugen nicht möglich sein wird, die Beweisführung 

gegen höherwertigere und gefährlichere Straftäter zu führen; Hinweise im umfassen-

den Sinne auf die kriminellen Aktivitäten einer kriminellen Organisation oder von ge-

fährlichen Einzeltätern zu erlangen, Hinweise auf bisher der Polizei nicht bekannte 

Sachmittel und den Verbleib von abzuschöpfenden Vermögenswerten zu geben. Das 

Rechtssystem kann aus Sicht des Bund Deutscher Kriminalbeamter eher damit le-

ben, dass geständige Täter in Einzelfällen straffrei ausgehen oder ihr Urteil strafmil-

dernd ausfällt, als dass sich Schwerkriminelle auf Dauer der Strafverfolgung durch ihr 

professionelles Täterverhalten entziehen können. Die Misstrauenskultur in Verbre-

cherkreisen, die hier auch letztlich angesprochen ist, wird, wenn wir die Kronzeugen-

regelung einführen können, zu einer Verlangsamung der verbrecherischen Prozesse 

führen, somit wird auch als Nebeneffekt über die gesetzliche Kronzeugenregelung 

auch ein Teil Kriminalprävention erreicht. Wir müssen dann noch in der Lage sein, 
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Kronzeugen wirksam zu schützen mit Maßnahmen des Zeugenschutzes. Die Kombi-

nation von akustischer Überwachung, Kronzeugenregelung und auch des professio-

nellen Zeugenschutzes ist eine Kombination hartnäckiger Sargnägel für organisiertes 

Verbrechen. Wir möchten Sie ausdrücklich ermuntern, diesen Weg zu gehen. Wir 

halten die Kronzeugenregelung als eine mit unserem Rechtssystem vereinbare 

Rechtskonstruktion, die auch schon in anderen Ländern wie Italien, Amerika zu er-

heblichen Ermittlungserfolgen geführt hat und die in besonderem Maße geeignet ist, 

alle schweren Formen der Kriminalität erfolgreicher mit Personen und Sachbeweis-

mitteln zu bearbeiten. Auf sie sollte eine wehrhafte Demokratie als Instrument der 

Verbrechensbekämpfung nicht verzichten. Danke schön. 

 

SV Dr. Florian Jeßberger (Institut für Kriminalwissenschaften, Humbold-Universität, 

Berlin): Ich freue mich natürlich sehr, dass ich hier eine Stellungnahme abgeben darf. 

Aber bevor ich kurz auf die Entwurfsregelungen in einzelnen eingehe, möchte ich 

einige allgemeine Bemerkungen zur Thematik voranstellen, und zwar erstens: mei-

nes Erachtens lässt es sich nicht bestreiten, dass bestimmte Straftaten nur aufgeklärt 

werden können, wenn Tatbeteiligte zur Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsor-

ganen gewonnen werden. Ein wirksamer Anreiz, um Tatbeteiligte zur Zusammenar-

beit zu bewegen, ist die Gewährung eines Strafrabatts. Zweitens: der partielle Ver-

zicht auf Strafe gegen Aufklärungs- und Präventionshilfe lässt sich mit dem deut-

schen Verfassungsrecht ebenso wie mit den Grundsätzen des deutschen Strafrechts 

und der Struktur des deutschen Strafverfahrens vereinbaren. Allerdings gilt: Der Aus-

nahmecharakter des Modells ‚Kronzeuge’ muss in einer gesetzlichen Regelung 

deutlich werden. Anwendungsbereich und Anwendungsvoraussetzungen müssen 

entsprechend ausgestaltet sein. Drittens: Bereits nach geltendem Recht kann die 

Aufklärungs- und Präventionshilfe des Beschuldigten bei der Bemessung seiner Stra-

fe berücksichtigt werden. Die den Verfahrensbeteiligten vom geltenden Recht eröff-

neten Handlungsspielräume werden in der Praxis zumindest teilweise genutzt und 

meines Erachtens zum Teil erheblich überdehnt. Berichtet wird nämlich, und davon 

ist ja auch in dem Gesetzentwurf die Rede, von einem Graufeld, in dem Kooperation 

gewöhnlich im Rahmen von Prozessabsprachen strafmildernd berücksichtigt wird. 

Dies geschieht beispielsweise durch analoge Anwendung der für Rauschgiftkriminali-

tät geltenden Kronzeugenregelung im Bereich der Wirtschaftskriminalität. Daraus 

ergibt sich viertens mein Ausgangsbefund: der gegenwärtige Zustand ist rechtsstaat-
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lich bedenklich, und zwar nicht, weil die Ermittlungshilfe eines Beschuldigten nicht 

hinreichend berücksichtigt werden könnte, sondern gerade weil die Ermittlungshilfe 

vielfach praeter legem berücksichtigt wird. Schon aus Gründen der Rechtssicherheit 

ergibt sich damit ein Bedürfnis für ein Tätigwerden des Gesetzgebers. Ziel einer sol-

chen gesetzlichen Regelung muss es in erster Linie sein, die gegenwärtige Praxis in 

rechtsstaatskonformer Weise zu kanalisieren und ihr eine gesetzliche Grundlage zu 

geben. 

Ich komme nun zu den Regelungen im Einzelnen. Der Entwurf sieht die Einführung 

weiterer bereichsspezifischer Kronzeugenregelungen vor. Die materiellrechtlichen 

Bestimmungen sollen durch einen neuartigen Wiederaufnahmegrund prozessual 

flankiert werden. Meines Erachtens sind die Entwurfsregelungen sowohl hinsichtlich 

ihres Anwendungsbereichs als auch hinsichtlich der Ausgestaltung der Anwen-

dungsvoraussetzungen und Rechtsfolgen erheblichen Bedenken ausgesetzt. Diese 

verfassungsrechtlichen, strafrechtssystematischen und kriminalpolitischen Bedenken 

habe ich in meiner schriftlichen Stellungnahme ausführlich dargelegt. Angesichts der 

Kürze der mir zur Verfügung stehenden Zeit möchte ich hier nur drei Gesichtspunkte 

ansprechen. Erstens: Der Verzicht auf schuldangemessene Bestrafung lässt sich nur 

rechtfertigen, wenn auf diese Weise die Aufklärung oder Verhinderung schwerer 

Straftaten ermöglicht wird. Indem der Gesetzentwurf die Honorierung von Ermitt-

lungshilfe bis weit in den Bereich der Alltagskriminalität hinein ermöglicht, verlässt er 

den engen Bereich, in dem eine Unterschreitung der schuldangemessenen Strafe 

ausnahmsweise zulässig ist. Beispielhaft genannt seien hier nur die gewerbsmäßige 

Urkundenfälschung und der gewerbsmäßige Betrug, beides Straftaten mit einer Min-

deststrafe von sechs Monaten. Zweitens: Wenn man bereit ist, den partiellen Ver-

zicht auf die Durchsetzung des staatlichen Strafanspruches gegenüber dem Kron-

zeugen als Preis für die Aufklärung und Verhinderung schwerer Straftaten zu akzep-

tieren, ist kein vernünftiger Grund erkennbar, warum dieses Privileg Tätern oder Teil-

nehmern einschlägiger Delikte vorbehalten bleiben soll. Der Anwendungsbereich der 

vorgeschlagenen Kronzeugenregelungen ist aber auf so genannte interne Kronzeu-

gen beschränkt, also solche, die selbst einer einschlägigen Straftat beschuldigt wer-

den. Ich vermag nicht nachzuvollziehen, warum beispielsweise die Angaben, die zur 

Aufklärung eines gewerbsmäßigen Betruges führen, nur deshalb nicht strafmildernd 

berücksichtigt werden sollen, weil der Kronzeuge selbst nicht an der Tat nach § 263 

StGB sondern nur eines damit zusammen hängenden Umweltdeliktes nach § 324 
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StGB beschuldigt wird. Drittens, mein letzter Punkt: Die Funktionsfähigkeit einer 

Kronzeugenregelung setzt ihre Attraktivität voraus, und zwar für alle Beteiligten, auch 

für den potenziellen Kronzeugen. Dies bestätigen nicht nur Stellungnahmen deut-

scher Strafrechtspraktiker, sondern auch Erfahrungen aus den USA und Italien. Der 

Gesetzentwurf scheint mir dies nicht hinreichend zu berücksichtigen. Lassen Sie 

mich diesen Aspekt an Hand von zwei Beispielen verdeutlichen. Als Rechtsfolge der 

erfolgreichen Kooperation sieht der Gesetzentwurf im Regelfall die fakultative Straf-

milderung vor. Durch den Verweis auf § 49 Abs. 2 StGB wird der Strafrahmen dabei 

nicht etwa zu Gunsten des Kronzeugen verschoben, sondern lediglich erweitert. Die 

Verhängung der gesetzlichen Höchststrafe bleibt also möglich. Auf diese Weise wird 

die Ungewissheit für den Kronzeugen, ob und in welchem Umfang er mit einem 

Strafrabatt rechnen kann, weiter vergrößert und damit der Anreiz zur Kooperation 

verringert. Unter anderem mit Blick auf die Attraktivität der materiellrechtlichen Kron-

zeugenregelung bedenklich ist ferner der in Artikel 10 vorgesehene nachträgliche 

Wegfall des einmal gewährten Strafrabatts, wenn der Kronzeuge in einem Folgever-

fahren keine wahrheitsgemäßen oder andere Angaben als in seinem eigenen Straf-

verfahren macht. Im Ergebnis wird damit das Risiko der erfolgreichen Abwicklung der 

Kronzeugendeals einseitig auf den Kronzeugen abgewälzt. Zusammengefasst lautet 

das Ergebnis meiner Stellungnahme: Die Belohnung von Aufklärungs- und Präventi-

onshilfe des Beschuldigten im Rahmen der Strafzumessung kann kriminalpolitisch 

sinnvoll und ein im Einzelfall zur Behebung von Beweisschwierigkeiten notwendiges 

Instrument der Verbrechensbekämpfung sein. Ziel einer gesetzlichen Regelung sollte 

es sein, die bestehende Praxis der Honorierung von Ermittlungshilfe in rechtsstaats-

konformer Weise zu kanalisieren und ihr eine gesetzliche Grundlage zu geben. Die 

im Gesetzentwurf vorgesehene Schaffung weiterer so genannter bereichsspezifi-

scher Kronzeugenregelungen ist dabei meines Erachtens der falsche Weg. Vor-

zugswürdig scheint mir die Schaffung einer Kronzeugenregelung im allgemeinen Teil 

des Strafgesetzbuches. Eckpunkte einer solchen allgemeinen Strafzumessungsregel 

können Sie meiner schriftlichen Stellungnahme entnehmen, wenn Sie möchten. Vie-

len Dank. 

 

SV Dr. Stefan König (Rechtsanwalt, Mitglied des Strafrechtsausschusses des Deut-

schen Anwaltvereins e.V., Berlin): Auch ich danke Ihnen, dass ich hier Gelegenheit 

habe, meine Auffassung und auch zumindest zu weiten Teilen die des Ausschusses, 
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dem ich angehöre, des Strafrechtsausschusses des Deutschen Anwaltvereins, Ihnen 

darzulegen. Diese Stellungnahme stammt zwar bereits aus dem Jahre 2001, aber sie 

nimmt auf die wesentlichen Gedanken Ihres jetzt hier vorliegenden Entwurfes den-

noch Bezug, denn der hat ja Vorläufer, die bereits im Jahre 2000, glaube ich, aus 

Bayern gekommen sind. Ich ziehe mal vor die Klammer sozusagen einen allgemei-

nen Satz, der die Position von mir zu dieser Problematik darstellt. Ich bin überhaupt 

gegen die Existenz von Kronzeugenregelungen, und zwar sowohl gegen diejenigen, 

die das Strafgesetzbuch und das Betäubungsmittelgesetz jetzt schon enthält als 

auch gegen die Einführung neuer. Und jetzt zitiere ich die Stellungnahme, die der 

Ausschuss damals abgegeben hat: „Der kriminalpolitisch wünschenswerten Verhin-

derung künftiger und Aufklärung geschehener Straftaten, die durch Aufklärungshilfe 

gefördert werden könnte, steht die Gefahr eigennütziger Falschbelastung Dritter, von 

dadurch veranlasster Verfolgung Unschuldiger und von Fehlurteilen gegenüber und 

diese Gefahren überwiegen die Nutzen“. So die Stellungnahme des Ausschusses, 

die ich Ihnen ja auch zugeleitet habe. Ich möchte die jetzt nicht weiter vortragen, 

sondern ein paar Punkte herausnehmen, zum Teil auch meine eigene Position dar-

legen, die ein wenig anders ist als die des Ausschusses. 

Gestatten Sie mir, dass ich zu Beginn etwas weiter aushole und ein Problem anspre-

che, was meiner Meinung nach in diesem Kontext gesehen werden muss. Ich bitte 

Sie, wenn Sie über die Einführung einer Kronzeugenregelung nachdenken, zu be-

denken, was Sie dem Strafprozess mit einer solchen Regelung antun. Der Zeuge ist 

immer noch das wichtigste Beweismittel bei der gerichtlichen Wahrheitsfindung. 

Trotzdem kann man heute, wenn man sich mit Richtern oder Staatsanwälten oder 

auch Anwaltskolleginnen und -kollegen unterhält, immer wieder die Klage darüber 

hören, dass das Bewusstsein in der Bevölkerung über die Bedeutung der Zeugen-

aussage immer stärker an Bedeutung verloren hat. Und mein Eindruck ist der, dass 

der Gesetzgeber, anstatt dieser Entwicklung entgegen zu treten, ihr hinterher läuft. 

Und das haben Sie nach meinem Eindruck auch bereits mit dem Justizmodernisie-

rungsgesetz getan, indem Sie die Regelvereidigung abgeschafft haben. Die zwar in 

der Praxis kaum noch eine Rolle gespielt hat, was aber schon schlimm genug war. 

Denn es führt doch dazu, dass jetzt fast überhaupt keine Zeugen mehr, außer in be-

sonders gelagerten Ausnahmefällen, vereidigt werden mit der Folge, dass die fahr-

lässige Falschaussage faktisch ständig folgenlos bleibt. Also das fahrlässige Dahin-

geplapper, die nicht so ganz böse gemeinte Gefälligkeitsaussage, bei der man nicht 
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so genau nachdenkt, das wird in aller Regel unbestraft bleiben, denn es ist ja nur der 

fahrlässige Falscheid strafbar. Nicht dagegen jedoch die fahrlässige uneidliche 

Falschaussage. Das, glaube ich, ist schon ein Signal für diejenigen, überhaupt für die 

Vorstellung der Bevölkerung von dem, was in Gerichtssälen zu geschehen hat, wenn 

man dort als Zeuge ist. Und jetzt wird darüber nachgedacht, dass selbst ein in straf-

bares Tun verstrickter Zeuge mit dem Angebot von Vergünstigungen zu Aussagen 

verlockt werden soll. Die Vergünstigungen werden umso erheblicher sein, je tiefer er 

verstrickt ist. Ich halte das für ein weiteres unheilvolles Signal, für die gesamte 

Rechtskultur schädlich und ich bitte Sie, zu bedenken, dass dieser Eindruck, der ent-

steht - dass die Aussage eine Art Ware ist, die Aussage etwas, worauf es nicht so 

genau ankommt - der  hier durch eine solche gesetzgeberische Entwicklung entsteht, 

das der für das gesamte Justizwesen außerordentlich schädlich ist. Also, ein allge-

meiner Gedanke, den Sie meiner Auffassung nach im Blick haben sollten, wenn Sie 

über solche Regelungen, wie sie hier in Rede stehen, nachdenken. Ich räume ein, 

Herr Dr. Jeßberger hat es bereits ausgeführt, deswegen brauche ich es nicht mehr 

im Einzelnen darzulegen, dass natürlich dieser Handel mit der Aussage schon heute 

in der gerichtlichen Praxis eine ganz eminente Rolle spielt. Auch im Rahmen dieser 

so genannten strafprozessualen Vereinbarung oder des Deals, wo natürlich darüber 

gesprochen wird, was kriege ich denn, wenn ich noch die eine oder andere Informa-

tion über Mittäter gebe, und zwar ganz egal, ob das in dem Bereich geschieht, wo es 

bereits gesetzlich normiert ist. Also im wesentlichen natürlich § 31 Betäubungsmittel-

gesetz oder auch in anderen Bereichen. § 129 StGB zum einen, § 261 StGB, Geld-

wäsche, da gibt es ja auch schon eine Regelung. Also insofern brauchen wir die 

nicht noch zusätzlich. Die gibt es schon, bloß, da kenne ich keine Fälle. Aber jeden-

falls, das geschieht allerorten, und dafür gibt es auch eine gesetzliche Grundlage, die 

Sie zu Recht kritisieren, Herr Dr. Jeßberger, aber sie funktioniert. Nachtatverhalten 

kann jetzt schon als Strafzumessungsgesichtspunkt, natürlich auch mildernd, be-

rücksichtigt werden. In vielen Fällen wird man mit der Belastung anderer auch in den 

minder schweren Fall hinein oder aus dem besonders schweren Fall wieder heraus 

geraten. Also, das alles ist etwas, was man jetzt schon kann, wozu es meiner Mei-

nung nach, um es rechtsstaatlich funktionieren zu lassen, auch nicht unbedingt neuer 

gesetzlicher Regelungen bedarf. Einzige Ausnahme natürlich § 211 StGB. Da gibt es 

kein Entrinnen, wenn wer wegen Mordes angeklagt ist. Abgesehen von den von der 

Rechtssprechung ja auch da entwickelten, ganz eng umgrenzten Ausnahmefällen, 
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insbesondere bei der Heimtücke, aber auch in anderen Bereichen wie es z.B. das 

Landgericht Berlin in Fall Mielke gemacht hat. Das war ein Extremfall. Da haben sie 

abgestellt auf die ganz lange zurückliegende Tat, es waren über 60 Jahre. Aber das 

ist eine Rechtssprechung, die könnte man vielleicht in extremen Ausnahmefällen fort 

entwickeln, aber darauf muss es auch beschränkt bleiben. Denn, wer einen anderen 

ermordet hat, der kann sich meiner Meinung nach auch nicht durch eine Aussage, 

mit der er andere Personen belastet, aus der Bestrafung für diese Tat heraus reden. 

Sie meinen, und das ist ja auch die Überlegung von Herrn Dr. Jeßberger, wenn ich 

ihn richtig verstanden habe, es müsse mehr Rechtssicherheit gewährleistet werden 

durch eine gesetzliche Normierung. Ich habe Zweifel, ob das Modell, was der Ent-

wurf enthält, das ich für ziemlich unübersichtlich halte, ob das zu mehr Rechtssicher-

heit führen wird. Auch für den betroffenen Beschuldigten, der da zu Aussagen ge-

bracht werden soll. Denn ob der immer so unterscheiden kann, wo nun das Absehen 

von Strafe verhießen und wo es nicht verhießen wird. Da habe ich Bedenken und die 

rühren her aus der Praxis, wie sie heute bei § 31 des Betäubungsmittelgesetzes be-

steht, wo in der Regel den Beschuldigten diese Norm vorgelesen wird, die ja auch 

ein Absehen von Strafe, allerdings keineswegs in allen Fällen, vorsieht. In aller Regel 

verstehen die Leute das gar nicht richtig, machen sich dann Hoffnungen. Denken: 

„Olala, dann kann ich ja ganz unbestraft rauskommen, wenn ich nur genug erzähle“, 

und am Ende stellen sie fest, das betrifft gar nicht den Vorwurf, der ihnen gemacht 

wird. Also, so ähnlich unübersichtlich ist für mein Empfinden auch die von Ihnen vor-

gesehene Regelung. Deswegen, ich meine, die wird nicht zu mehr Rechtssicherheit, 

sondern eher zu Verwirrung führen. Im Übrigen halte ich das auch ein bisschen für 

einen Etikettenschwindel. Denn das Absehen von Strafe, was ja nach § 31 Betäu-

bungsmittelgesetz heute schon möglich ist, geschieht ja nur in extrem wenigen Fäl-

len. Wenn Sie die Kommentierung von Herrn Körner zum Betäubungsmittelgesetz 

lesen, dann können Sie sehen, er hat das mal untersucht und festgestellt, es gibt 45 

Fälle des Absehens von Strafe in der Rechtssprechung in vielen Jahren des Beste-

hens dieser Vorschrift gegenüber über 6000 Fällen, in denen es lediglich zu einer 

Strafmilderung kam. Also, ich finde, auf das Absehen von Strafe als Belohnung für 

den Kronzeugen, sollte man ohnehin vollständig verzichten. Ich bin auch der Mei-

nung, dass die Notwendigkeit einer solchen Kronzeugenregelung eigentlich nicht 

dargetan ist. Über das bereits Gesagte, das es ja jetzt schon geht, darüber hinaus 

gehend: Der immer wieder beschworene Ermittlungsnotstand, ob der besteht, daran 
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habe ich große Zweifel und auch die Untersuchungen, die Sie ja in Ihrem Entwurf 

zitieren, von Mühlhoff und Mehrens, haben ja erbracht, dass insbesondere unter Ih-

ren Kollegen, Herr Jaeger, also den Kriminalbeamten, glaube ich, 40 % gesagt ha-

ben: „Einen Ermittlungsnotstand sehen wir nicht. Das hilft uns, keine Frage. Aber, 

dass wir es unbedingt brauchen, das können wir eigentlich nicht sagen.“ Wie gesagt, 

40 % Ihrer Kollegen haben das bei den Befragungen seinerzeit so gesehen. Es ist 

natürlich so banal wie richtig, dass das Angebot von  Vorteilen die Bereitschaft, mög-

licherweise auch erwünschte Aussagen zu machen, immer erhöhen wird. Aber nicht 

nur die unerwünschten Nebenwirkungen sind zu bedenken, die stetige Steigerung 

der Dosis kann auch zur Abhängigkeit führen. Das greift meinen eingangs vorgetra-

genen Gedanken auf. Auch an dieser Stelle möchte ich ihn noch einmal unterstrei-

chen, dass die Bedeutung der Aussage dadurch im Bewusstsein der Öffentlichkeit 

noch mehr abnehmen könnte.  

Jetzt noch kurz am Ende zu den von Ihnen vorgeschlagenen Änderungen des Ver-

fahrensrechts. Hierin bin ich der gleichen Auffassung wie Herr Dr. Jeßberger, im Er-

gebnis jedenfalls. Ich halte es grundsätzlich nicht für verkehrt, darüber nachzuden-

ken, ob man in die Strafprozessordnung eine Regelung aufnimmt, die es den Gerich-

ten gebietet, da, wo sie solche Vereinbarungen treffen, dass ein Beschuldigter oder 

Angeklagter für eine gemachten Aussage eine Honorierung erfährt, dass die Gerich-

te verpflichtet werden, das in die Urteile hinein zu schreiben: A.) was da passiert ist; 

B.) was sie für eine Strafe verhängt hätten, wenn der sich anders verhalten hätte. 

Dann kriegt nämlich jeder, der dann später mit einer solchen Aussage konfrontiert 

wird, auch eine Vorstellung davon, welcher Preis für sie gezahlt worden ist. Und das 

ist ja ein Gesichtspunkt, der für die Beurteilung der Glaubhaftigkeit einer Aussage 

von ganz erheblicher Bedeutung ist. Aber die weitere Konsequenz, die Sie vorschla-

gen, ist undiskutabel, meine ich. Das würde ja wirklich verheerende Folgen haben, 

wenn jemand, der zunächst in der Not einer ihm drohenden erheblichen Bestrafung 

sich vielleicht zu einer in einigen Punkten nicht ganz richtigen Aussage hat hinreißen 

lassen, um seinen Kopf aus der Schlinge zu ziehen, dann sozusagen festgenagelt 

wäre auf diese Falschaussage, weil sonst über ihm das Damoklesschwert der bereits 

sozusagen vorgegebenen Bestrafung schweben würde. Das ist natürlich strafbar, 

jetzt einen anderen falsch zu beurteilen. Keine Frage, das ist ja jetzt schon strafbar, 

eine falsche Anschuldigung oder, wenn man es lediglich in der Rolle des Zeugen tut, 

natürlich auch ein Aussagedelikt. Das meine ich, muss ausreichen. Und wenn wir 
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über Änderungen des Verfahrensrechts reden, möchte ich auch noch mal anregen, 

doch darüber nachzudenken, ob die ja auch verschiedentlich in der Diskussion erör-

terten Vorschläge, z. B. die aus Rheinland-Pfalz stammende Idee, eine Beweisregel 

in die Strafprozessordnung aufzunehmen - nach amerikanischem Vorbild.- dass al-

lein auf die Aussage eines Kronzeugen eine Verurteilung nicht gestützt werden kann. 

Da sind viele Einwände, die ich auch für durchaus diskutabel halte, aber vergessen 

Sie nicht, dass die Rechtssprechung im Grunde genommen mit solchen Beweisre-

geln heute schon operiert in bestimmten Bereichen, z. B. bei der V-Person. Und ich 

meine, wenn man das so ins Gesetz rein schreiben würde, auch wenn es einen Sys-

tembruch an einer bestimmten Stelle darstellen würde, würde es doch gleichzeitig 

die besondere Problematik der Kronzeugenrolle hervor heben und die Gerichte 

zwingen, in solchen Fällen ganz besonders sorgfältig zu begründen und sich Gedan-

ken darüber zu machen, worauf sie, wenn es eben nur die Kronzeugenaussage ist, 

die ihnen vorliegt, hier ein Urteil stützen müssten. Also mein Fazit lautet: Ich meine, 

wir brauchen keine Kronzeugenregelung. Allenfalls, da meine ich, kann man ernst-

haft darüber diskutieren, angesichts der schon jetzt wuchernden Praxis eine Kron-

zeugenregulierung. Eine Regulierung nämlich, die Fälle von honorierter Aufklärungs-

hilfe transparent macht und das Beweismittel Kronzeuge prozessual als besonders 

heikles, mit größter Vorsicht zu verwendendes Beweismittel isoliert. Vielen Dank. 

 

Prof. Dr. Cornelius Nestler (Institut für Strafrecht und Strafprozessrecht, Universität 

Köln): Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete. Auch ich bedanke mich für die 

Einladung, will mir aber nicht verkneifen, darauf hinzuweisen, dass Einladungen, in 

einer Wochenfrist und dann auch noch vor dem Brückenwochenende kommen, na-

türlich nicht dazu geeignet sind, besonders ausgefeilte Stellungnahmen abzuliefern. 

Es wäre also aus der, sage ich mal, generalisierten Sicht der Sachverständigen hilf-

reicher, wenn man das ein bisschen länger vorbereiten könnte, und man sieht es ja 

auch, dass die Sachverständigen hier, die vor drei Jahren schon mal tätig waren, 

jedenfalls papiermässig besser vorbereitet sind als die, die kurzfristig kommen müs-

sen.  

Zunächst etwas Grundsätzliches, das kann man sich ja als Wissenschaftler auch mal 

heraus nehmen. Ich sehe ein ganz grundsätzliches Problem bei der Kronzeugenre-

gelung, das ich mal so beschreiben möchte: Jede Kronzeugenregelung ist der 

Grundstruktur nach ein Vertrag zu Lasten Dritter, den der Beschuldigte in dem, nen-
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nen wir es mal Erstverfahren, mit den Organen der Strafverfolgung abschließt und 

der sich dann in einem weiteren Verfahren auswirken soll. Die Kronzeugenregelung 

passt das in den deutschen Strafprozess ein, den ich klassisch als reformiert inquisi-

torisches oder instruktorisches Verfahren kennzeichne, das heißt, ein Verfahren, das 

in der Hauptverhandlung in den Händen des Gerichts liegt. Und das Bild ist dann: 

Der Beschuldigte leistet vor, und er bekommt die Gegenleistung des Gerichts, und 

die Leistung, die er erbracht hat, wird dann in einem weiteren Verfahren benutzt. 

Dieses Modell ist überholt worden durch eine generelle Praxis, die die Vorsachver-

ständigen schon angesprochen hatten, nämlich eine informelle Praxis, die Praxis der 

Absprachen. Die Praxis der Absprachen findet zwar immer noch statt, in dem Ge-

samtgebäude des instruktorischen Strafverfahrens der Hauptverhandlung, aber sie 

ist strukturell vollkommen anders. Wir haben es zu tun mit einem Parteiverfahren. 

Das heißt, wir haben eine Gegenleistung, die das Gericht erbringt für die Leistung, 

die der Beschuldigte ankündigt und die Gegenleistung wird nicht, so, wie der Entwurf 

das hier vorsieht, dann gegeben, nach sehr weiten, weichen Maßstäben, sondern sie 

wird schlichtweg vereinbart. Das ist die Praxis der Absprachenverfahren. Ich kann 

mir kaum vorstellen, dass irgendein vernünftiger Verteidiger im Bereich des § 31 Be-

täubungsmittelgesetz einfach sagt: „Na, erzähl du mal, und jetzt gucken wir mal, was 

du dafür bekommst“. Sondern das wird vorher vereinbart. Das ist schlichtweg so und 

das führt zu meiner ersten Beobachtung, zu meiner ersten Forderung. Ich halte es 

für wenig sinnvoll, eine Kronzeugenregelung nach dem sozusagen gesetzlich 

vorgegebenen Modell des deutschen Strafverfahrens regeln zu wollen, wenn man 

sich nicht gleichzeitig Gedanken darüber macht, wie man eigentlich mit der 

Absprachenkultur des Strafverfahrens insgesamt umgeht. Das heißt, der 

Gesetzgeber ist aufgefordert, der große Senat des BGH hat es vor ein paar Monaten 

ausdrücklich so auch gesagt. Also nicht nur ein Wissenschaftler, der hierher kommt, 

sondern der große Senat des BGA hat gesagt: „Gesetzgeber, du musst eine 

Regelung zu den Absprachen treffen.“ Und wenn die Kronzeugenregelung ein Unter-

fall der Absprachen ist, dann bedarf es eigentlich einer Gesamtreform des Strafver-

fahrens im Hinblick auf Kooperation des Beschuldigten mit der Strafjustiz, in die dann 

die Kronzeugenregelung hinein gehört. Eine kurze Bemerkung noch zur Empirie. Ich 

hatte angedeutet, dass ich zu den Terrorismusverfahren, die hier angesprochen 

werden in dem Entwurf, dass ich da keine Daten habe, keine Kenntnisse habe. Zu 

dem Bereich Empirie § 31 Betäubungsmittelgesetz, da gibt es eine Menge, und die 

zeigt einem eigentlich, dass das, was Herr Jaeger aus der Sicht der Kriminalpolizei 
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dass das, was Herr Jaeger aus der Sicht der Kriminalpolizei gesagt hat, nicht stimmt. 

Die Kriminalpolizei behauptet immer, die Kronzeugenregelung würde dazu dienen, 

dass man bei der allgemeinen organisierten Kriminalität ein gutes Mittel hätte, an die 

großen Hintermänner der organisierten Kriminalität heran zu kommen. Die Erfahrung 

mit § 31 Betäubungsmittelgesetz, das ist das Hauptanwendungsgebiet der Kronzeu-

genregelung in der Praxis, bestätigen das schlichtweg nicht. Da möchte ich mal bitte 

repräsentative Beispiele dazu hören, dass das wirklich so funktioniert. 

Die praktische Kritik an dieser Kronzeugenregelung ist, dass sie weit hinter das zu-

rück fällt, was bei den Absprachen im informellen Absprachenverfahren stattfindet. 

Da hängt mit dem zusammen, was Herr Jeßberger schon benannt hat. Hier wird auf 

die Strafmilderungsmöglichkeit des Gerichts nach § 49 Abs. 2 StGB verwiesen. Das 

heißt einfach, dass der Strafrahmen erweitert wird. Vor allen Dingen wird er sozusa-

gen nach unten erweitert, während die Praxis der Absprachen mit Strafrahmen-

Verschiebungen arbeitet. Ein Beispiel von vielen, wenn man den Katalog durchgehen 

würde, was ich mal raus gegriffen habe: Wenn Sie sich § 244a StGB angucken und 

nehmen das, was hier vorgeschlagen wird nach 49 Abs. 2 StGB, bleibt der Strafrah-

men oben offen bis 15 Jahre. Wenn Sie den minderschweren Fall nehmen, geht der 

Strafrahmen runter auf 5 Jahre und selbstverständlich lebt die informelle Abspra-

chenpraxis gerade davon, dass man versucht, in den minderschweren Fall rein zu 

kommen. Das ist vollkommen klar, dass ein Strafrahmen, der nicht mehr bis 15, son-

dern bis 5 Jahre geht, ein ganz anderes Ergebnis für den Beschuldigten bringen 

kann. Die Konsequenz davon wird sein, dass die Praxis sich nicht auf diese Kron-

zeugenregelung einlassen wird, sondern in diesem informellen Bereich bleibt. Das 

heißt, das wäre meine erste Analyse, wenn eine Kronzeugenregelung, wie hier vor-

geschlagen, effektiv sein will, dann muss sie die Strafrahmenverschiebungen, die die 

Praxis ohnehin schon vornimmt, muss sie auch aufgreifen, sonst wird sie schlichtweg 

leer laufen.  

Ein paar kritische Bemerkungen noch zu dem Modell dieser automatischen Strafver-

wirkung im Wiederaufnahmeverfahren. Man hat so ein bisschen den Eindruck, als ob 

die Autoren dieses Modells vor allen Dingen das vor Augen hatten, was ein sicherlich 

legitimes Interesse ist, nämlich den Kronzeugen daran festzuhalten, dass er mög-

lichst die Wahrheit zu sagen hat und ihn dann zu sanktionieren, wenn er es nicht tut. 

Das Mittel, das man hier gefunden hat, kann nicht funktionieren und wenn es funktio-

niert, geht es vollkommen einseitig - ich stimme da Herrn Jeßberger zu - zu Lasten 
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des Beschuldigten im Zweitverfahren und zu Lasten des Beschuldigten, also des 

Kronzeugen, auch im Erstverfahren. Woran liegt das? Ich fange mal mit den Erstver-

fahren an. In dem Erstverfahren, dieses Wiederaufnahmemodell greift die Feststel-

lungen des Erstverfahrens und die Festsetzung der Strafe für das Erstverfahren auf. 

Jetzt muss man sich mal angucken, wie das in dem Erstverfahren, wo eine Abspra-

che getroffen wird, zu Stande kommt. Da sind erfahrungsgemäß diese Feststellun-

gen, die am Ende Grundlage für die Strafe sein sollen, vollkommen unzulänglich. 

Das heißt, was wir im ersten Verfahren bei Absprachen regelmäßig haben, ist eine 

Verdachtsstrafe aufgrund der Aktenlage und hier kommt das Geständnis dazu und 

auch noch die Leistung der belastenden Aussage. Das heißt, die Strafe, die im Erst-

verfahren für den Normalfall, also die hohe Strafe, festgesetzt wird, das ist im Erst-

verfahren die Drohung des Gerichts, wenn du jetzt nicht kooperierst, und zwar sei es 

als Kronzeuge, sei es sonst wie durch dein Geständnis, dann drohen wir dir die hohe 

Strafe an. Das ist die Sanktionsschere, die bei den Absprachen im Strafverfahren 

immer schon mit diskutiert wird. Und entscheidend ist, gegen diese angedrohte hohe 

Strafe findet im Erstverfahren überhaupt gar keine Verteidigung statt. Das heißt, der 

Automatismus, der dann später einsetzen soll bei diesen Wiederaufnahmeverfahren, 

der bestraft jemanden mit einer Strafe, gegen die strukturell keine wirkliche Verteidi-

gung im Erstverfahren überhaupt stattgefunden hat. Gucken wir uns die Feststellung 

im Zweitverfahren an. Also in dem Verfahren, wo jetzt der Kronzeuge als Zeuge auf-

tritt oder seine Aussage als Zeugenaussage verwertet wird. Das Problem ist dort, 

dass in dem zweiten Verfahren die Feststellungen ganz unterschiedlich sein können 

als im Erstverfahren und wir es zu tun haben mit zwei prozessualen Wahrheiten. 

Niemand weiß, ob das wahr war, was im Erstverfahren festgestellt wurde, oder ob 

das wahr ist, was im Zweitverfahren festgestellt wurde. Und auch die Maßstäbe der 

Beweisaufnahme im zweiten Verfahren gegen einen anderen Beschuldigten sind 

vollkommen andere Maßstäbe. Es hat vor etwas über einem Jahr eine informelle An-

hörung bei der Justizministerin gegeben. Da haben Herr Pfister, Vorsitzender Richter 

am BGH, und ein langjähriger Strafkammervorsitzender beim Landgericht Frankfurt 

die Hände über dem Kopf zusammen geschlagen und genau dasselbe gesagt. Sie 

haben gesagt, es gibt in zwei unterschiedlichen Verfahren mit unterschiedlichen Be-

schuldigten unterschiedliche Wahrheiten, und man kann nicht einfach sagen, dass 

das, was jetzt hier unterschiedlich in zwei verschiedenen Verfahren festgestellt wird, 

bedeutet, dass der Kronzeuge in dem einen Verfahren die Unwahrheit gesagt hat. 
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Man weiß nicht, wann hat der Kronzeuge die Wahrheit gesagt? Im ersten Verfahren, 

im zweiten Verfahren, was ist überhaupt die Wahrheit? Es gibt schlichtweg zwei un-

terschiedliche prozessuale Wahrheiten. Zu sagen, weil das zweite jetzt das Wahre 

ist, muss der Kronzeuge sieben Jahre Strafe, willkürlich nehme ich das Beispiel mal, 

mehr bekommen. Das scheint mir keine gerechte Grundlage für die Strafe zu sein. 

Das heißt, ich schließe mich insofern den beiden Vorsachverständigen an. Das aktu-

elle strafrechtliche Instrumentarium, das ist § 164 StGB, oder wenn der Kronzeuge 

als Zeuge ausgesagt hat, die Regelung über die Falschaussage oder die eidliche, 

müssen ausreichen. Man kann auf dieser Grundlage das nicht machen. Und ich wie-

derhole das noch mal, das ist ein entscheidender Gesichtspunkt. In dem ersten Ver-

fahren findet strukturell gar keine Verteidigung gegen den hohen Strafvorwurf statt. 

Warum? Weil die Verteidigung aufgegeben wird im Hinblick auf die angebotene nied-

rigere Strafe. Was ergibt sich daraus? Erstens, eine Kronzeugenregelung kann ei-

gentlich nur Bestandteil einer generellen Strafprozessreform sein, die sich mit der 

Kooperation des Beschuldigten im Strafverfahren auseinander setzt. Generell denke 

ich, dass, wenn man so etwas macht wie eine Kronzeugenregelung, im Gesamtkon-

text einer großen Strafprozessreform, dann ist es sicherlich sinnvoller, da würde ich 

auch Herrn Jeßberger zustimmen, dass man eine Regelung im allgemeinen Teil fin-

det zur Strafmilderung und dann vernünftige prozessuale Vorschriften dazu. Klar 

scheint mir zu sein, dass diese automatische Strafverwirkung per Wiederaufnahme-

lösung für alle Beteiligten, sowohl für den Kronzeugen als Beschuldigten im Erstver-

fahren als auch im Hinblick auf den Wahrheitsgehalt der Aussage des Kronzeugen 

gegenüber dem Beschuldigten im Zweitverfahren nicht hinnehmbar ist. Der Zeuge im 

Zweitverfahren, der gerne jetzt die Wahrheit sagen würde, dem wird angedroht. 

„Wenn du das jetzt machst, passiert dir folgendes: Dann bekommst du die erhöhte 

Strafe per Automatismus, gegen den du dich nicht mal verteidigen kannst.“ Das ist 

ein rechtsstaatlich vollkommen unhinnehmbarer Zustand. Vielen Dank. 

 

SV Graf von Schlieffen (Rechtsanwalt, Geschäftsführer der Strafverteidigervereini-

gungen, Berlin): Auch ich möchte mich zunächst bedanken, dass ich die Gelegenheit 

habe, für die Strafverteidigervereinigungen zu sprechen. Vieles von dem, was ich zu 

dem vorliegenden Gesetzesentwurf sagen wollte, ist jetzt schon durch meine Vor-

redner gesagt. Deshalb kann ich mich wahrscheinlich sehr kurz fassen. Um das Er-

gebnis vorweg zu nehmen: Die Strafverteidigervereinigungen lehnen den Gesetzes-
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entwurf ab. Sie sprechen sich, ähnlich dem DRV, auch generell gegen die Kronzeu-

genregelung aus. Es gibt da einige allgemeine Erwägungen, die aber im Übrigen hier 

schon vorgetragen wurden. Da ist zunächst einmal die Frage, ist es überhaupt not-

wendig, brauchen wir eine Kronzeugenregelung oder ist nicht vielmehr das geltende 

Strafrecht ausreichend? Es ist ja schon darauf hingewiesen worden, § 46 Abs. 2 

StGB gestattet es, das Aussageverhalten des Kronzeugen in dem gegen ihn selbst 

geführten Prozess zu berücksichtigen. Das kann auch so weit gehen, dass zu seinen 

Gunsten ein minder schwerer Fall angenommen wird. Eigentlich die einzige Aus-

nahme, bei der dieses geltende gesetzliche Modell nicht wirklich funktioniert, ist der  

Fall des Mordes. Dazu hat ja der Kollege Dr. König eben schon was gesagt. Das 

große Problem, was sich aus Sicht der Strafverteidigervereinigung bei der Kronzeu-

genregelung ergibt, ist, dass die Kronzeugenregelung eben tatsächlich die Gefahr 

von Falschbelastungen Dritter evoziert und praktisch eine Fehlerquelle im Erkennt-

nisverfahren platziert, die sich hinterher nicht mehr richtig beherrschen lässt. Das 

wird ja in der Praxis der Strafverfolgung durchaus gesehen, wenn man diese Studie 

von Mühlhoff und Mehrens liest, dann kann man ja durchaus sehen, dass auch bei 

den Strafverfolgern aus der Praxis Bedenken gegen Kronzeugenaussagen bestehen. 

Dort ist ja erstmals der Vorschlag gemacht worden, dass man so eine Art Beweisre-

gel implementieren müsste, die auch der Kollege Dr. König eben angesprochen hat. 

Aber dieser Vorschlag ist ja nichts anderes als Ausdruck des Unbehagens, was man 

gegenüber Kronzeugen hat. Es gibt gegen dieses Risiko der Falschbelastung, initiiert 

durch eine Kronzeugenregelung, auch kein rechtsstaatlich probates Mittel. Prof. 

Nestler hat es ja eben schon erwähnt. Es gibt einmal die Sanktionen gegen den 

Kronzeugen, also Strafgesetze, Aussagedelikte § 164 StGB. Die ist allerdings eine 

relativ stumpfe Waffe, denn Prof. Nestler hat es ja ausgeführt, eine Verurteilung des 

Kronzeugen setzt ja immer voraus, dass festgestellt wird, dass er die Unwahrheit 

gesagt hat und dann sind wir wieder im Bereich dieser prozessualen Wahrheiten. Ich 

glaube auch, dass das in der Praxis relativ selten vorkommt. Auch die Revisionsin-

stanz ist im Grunde genommen kein wirkliches Korrektiv bei der Beurteilung der Aus-

sagen von Kronzeugen, auch wenn der Bundesgerichtshof immer weiter in die Be-

weiswürdigung eingedrungen ist und auch explizite Regelungen für die Beweiswürdi-

gung in den Fällen Aussage gegen Aussage aufgestellt hat, muss man doch sehen, 

dass die Revisionsinstanz keine Tatsacheninstanz ist und sich nicht in dem gleichen 

Maße ein Bild von der Glaubhaftigkeit und -würdigkeit des Kronzeugen bilden kann 
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wie der Tatrichter. Dann ist schließlich noch als drittes Korrektiv das Modell des Ent-

wurfes ‚Die Wiederaufnahme des Verfahrens zu Lasten des Kronzeugen’. Und auch 

das halten wir für den falschen Weg. Da ist erst mal die Frage, ob das, in dem Mo-

ment, also sozusagen bei der initialen Kronzeugenaussage - wenn der Kronzeuge 

sich entscheidet, ob er den Weg geht, zum Kronzeugen zu werden - ob diese Dro-

hung tatsächlich schon so einen realen Gehalt hat, dass sie ihn abschrecken würde, 

eine falsche belastende Aussage zu machen. Spätestens dann, wenn er sie gemacht 

hat, dann verbietet ihm die Drohung einer Wiederaufnahme des Verfahrens den Weg 

zurück zur Wahrheit. Das ist unserer Meinung nach schon das entscheidende Argu-

ment gegen die Kronzeugenregelung, gegen die Wiederaufnahmeregelung, wie sie 

der Entwurf hat. Ich möchte noch ganz kurz doch auf zwei Elemente des Entwurfs 

eingehen. Das sind die flankierenden strafprozessualen Maßnahmen, von denen 

auch meine Vorredner gesprochen haben. Da ist einmal die Festsetzung einer hypo-

thetischen Strafe. Also vorgesehen ist, dass gegen den Kronzeugen die tatsächlich 

ausgesprochene Strafe festgesetzt und begründet werden soll, aber genau so eine 

hypothetische Strafe. Das ist, was aus Sicht eines Strafverteidigers vielleicht gar 

nicht so schlecht ist, allerdings glaube ich, sehr fehlerträchtig. Man muss sehen, der 

Tatrichter ist ja dann gehalten, diese hypothetische Strafe voll zu begründen. Er 

muss nicht nur eine hypothetische Gesamtstrafe finden, sondern er muss zunächst 

mal Einzelstrafen bilden und dann aus diesen Einzelstrafen eine Gesamtstrafe. Er 

muss also im Prinzip das ganze Programm der Strafzumessung doppelt fahren und 

es müsste dann, wenn der Kronzeuge Revision gegen das Urteil, das gegen ihn ver-

hängt wurde, ja wahrscheinlich auch die hypothetische Strafzumessung durch den 

Tatrichter voll überprüft werden. Meiner Meinung nach ergibt sich das dann schon 

aus der Analogie, die sich aus der Rechtsprechung zu der rechtsstaatswidrigen Ver-

fahrensverzögerung ergibt, wo ja auch das Bundesverfassungsgericht fest gelegt 

hat, dass der Strafnachlass, der gewährt wird, genau beziffert werden muss. Das 

heißt, man muss eben die tatsächliche und eine hypothetische Strafe verhängen. 

Das würde auch hier bei der Kronzeugenregelung, denke ich, zur Anwendung kom-

men müssen. Sozusagen der Rabatt, der gewährt wurde, muss geprüft werden. Das 

bedeutet auch, die hypothetische Strafe muss geprüft werden. Das ergibt sich meiner 

Meinung nach auch aus den Gründen, die Prof. Nestler gesagt hat. Notwendig aus 

der Logik des Entwurfs, sozusagen die automatische Verhängung der hypotheti-

schen Strafe im Fall der erfolgreichen Wiederaufnahme. Würde ja sonst den verur-
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teilten Kronzeugen in die Situation bringen, dass er in einer Hauptverhandlung ge-

sessen hat, in der er sich nicht gegen die hypothetische Strafe verteidigt hat. Dann 

wird ihm angelastet, er habe gelogen. Es wird ein Wiederaufnahmeverfahren betrie-

ben, und automatisch wird die höhere Strafe verhängt. Er hat ja dann nicht nach der 

Wiederaufnahme noch einmal eine neue Hauptverhandlung. Und dann sozusagen 

muss spätestens in dem ersten Revisionsverfahren, was er vielleicht geführt hat, 

auch die hypothetische Strafe voll überprüft werden. Noch ein weiterer Gesichts-

punkt, der an dieser hypothetischen Strafzumessung vielleicht heikel ist. Das ist das 

Thema §136 a und unzulässiger Zwang bei Absprachen. Der Bundesgerichtshof, der 

dritte Strafsenat, hat in einer Entscheidung vom Januar d. J. entschieden, dass dann, 

wenn die Staatsanwaltschaft - in diesem Fall ging es um die Staatsanwaltschaft - 

einem Beschuldigten ein Angebot macht für eine Strafe, die bei einer geständigen 

Einlassung verhängt wird, dass die Strafe in einer bestimmten Höhe ausfällt. Alterna-

tiv wurde in Aussicht gestellt, wie die Strafe ausfällt, wenn er sich schweigend oder 

gar bestreitend verteidigt. Da hat der Bundesgerichtshof in diesem einen konkreten 

Fall entschieden, wenn die Schere, die zwischen diesen beiden Strafen, der hypothe-

tischen in unserem Fall und der tatsächlichen, zu groß ist, so dass das eigentlich mit 

der Aufklärungshilfe allein nicht gerechtfertigt werden kann, dann liegt möglicherwei-

se ein Fall des 136 a vor mit der Folge, dass die geständige Einlassung gar nicht 

verwertbar ist. Diese Rechtsprechung - wie gesagt - ist im Moment noch im Bereich 

der Absprache, aber ich bin der Meinung, das würde sich auf dieses Modell übertra-

gen lassen. Gestatten Sie mir noch eine letzte Bemerkung zu der Wiederaufnahme. 

Die Wiederaufnahme ist ja, wenn man das grob einteilt, für zwei Fälle vorgesehen. 

Der eine Fall ist, dass der Kronzeuge die Kooperation abbricht, in dem er entweder 

nicht mehr zu Vernehmungen erscheint oder zwar erscheint und dann den Eid oder 

die Aussage verweigert. Das ist der Abbruch der Kooperation. Dann sozusagen die 

zweite Fallgruppe ist sozusagen der Zeuge, der seine Aussage ändert oder gar der 

Lüge überführt wird. Ich glaube, dass der erste Fall - Abbruch der Kooperation - prak-

tisch irrelevant ist und deswegen auch nicht wirklich eine Drohung für den Kronzeu-

gen darstellt. Aus dem Bereich der Betäubungsmittelkriminalität kennen wir das im 

Verfahrensablauf immer so, dass der Kronzeuge zunächst selbst verurteilt wird. 

Dann legt er gegen dieses Urteil eine taktische Revision ein, und wenn er dann in 

den nachfolgenden Verfahren gegen die Beschuldigten, die er beschuldigt hat, als 

Zeuge aussagen soll, dann hat er immer die Option, § 55 StPO in Anspruch zu neh-
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men, und dieser Fall, dass dem Kronzeugen § 55 StPO noch zusteht, der ist ja nun 

vom Entwurf ausdrücklich nicht erfasst. Darf, glaube ich, auch nicht so sein. Noch 

eine Bemerkung zu Nr. c, wenn der Kronzeuge seine Aussage ändert. Allein daran 

die Wiederaufnahme zu knüpfen, dürfte ja schon ausreichen, um den Kronzeugen in 

den Genuss des § 55 StPO zu bringen, so dass, wenn er tatsächlich vor hat, seine 

Aussage zu ändern, er einfach sagt: „Mir droht hier weitere Strafverfolgung, nämlich 

eine Wiederaufnahme mit folgender Strafe, und deshalb nehme ich § 55 StPO in An-

spruch“. Ich glaube also auch, dass diese Regelungen sozusagen in der Systematik 

und ihrer inneren Logik nicht besonders sinnvoll sind. Danke. 

 

SV Uwe Schulz (Bundesanwalt a. D., Karlsruhe): Herr Vorsitzender, meine Damen 

und Herren. Um es vorweg zu nehmen, ich persönlich bin der Meinung, dass sich 

das Kronzeugengesetz von 1989 bewährt hat und dass eine solche Regelung - in 

welcher Forma auch immer - für eine wirksame Terrorismusbekämpfung unverzicht-

bar ist. Das beruht auf folgenden Erwägungen: Das frühere Kronzeugengesetz hatte 

sich nach meiner Meinung für die bei der Bundesanwaltschaft geführten Verfahren 

außerordentlich positiv ausgewirkt. Das gilt schon für die so genannten RAF-

Verfahren. Durch die Aussteiger aus der damaligen DDR sind viele Taten, viele 

schwerwiegende Delikte überhaupt erst aufgeklärt worden. Unter anderem die 

Schießerei bei einer Polizeikontrolle in Sprendlingen, der versuchte Anschlag auf die 

Bundesanwaltschaft, die Entführung und Ermordung von Herrn Dr. Martin Schleyer, 

die Schießerei bei einer Grenzkontrolle in Kerkrade, der Mordanschlag auf General 

Haig, der Raubüberfall auf die Schweizerische Volksbank und zum Schluss dann 

eben auch der Mordanschlag auf General Kroesen in Heidelberg. Bei insgesamt 8 

früheren Mitgliedern der RAF kam die Kronzeugenregelung zur Anwendung. Die Er-

kenntnisse aus den Angaben dieser Kronzeugen führten zu umfangreichen neuen 

Ermittlungsverfahren und insgesamt acht neuen Verurteilungen gegen Christian Klar, 

Adelheid Schulz, Rolf-Klemens Wagner, Peter-Jürgen Boock, Ingrid Jakobsmeier, 

Henning Beer, Sigrid Friedrich und Werner Lotze. Erwähnenswert ist in diesem Zu-

sammenhang auch die Aussage der weiteren Kronzeugin A. deren Angaben zur Ent-

führung der Lufthansa-Maschine Landshut brachte nicht nur Licht ins Dunkel über die 

Hintergründe des Schleyer-Komplexes, sondern führten auch zur Verurteilung der 

weiteren Beteiligten, Monika Haas.  
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Nun zur PKK. Allein durch die frühere Kronzeugenregelung konnten schwerste An-

schläge dieser Gruppierung bzw. der innerhalb der PKK bestehenden terroristischen 

Vereinigung, und dazu zählen allein neun vollendete Morde, aufgeklärt werden. Ins-

besondere die Angaben des früheren Kronzeugen C. verschafften einen Einblick in 

die Organisation und die personelle Struktur der PKK. Außer C. sind weitere Kron-

zeugen zu nennen. Auf der Grundlage der Angaben dieser Kronzeugen ist eine Viel-

zahl von Ermittlungsverfahren eingeleitet worden. Zumindest 18 Verfahren wurden 

mit einer rechtskräftigen Verurteilung abgeschlossen.  

Nun zur DHKP-C (Revolutionäre Volksbefreiungsparteifront). Auch diese aus der 

„Devrimci Sol“ (Revolutionäre Linke) hervorgegangene Gruppierung hat in der Bun-

desrepublik schwerste Straftaten bis hin zum Mordanschlag begangen. Insgesamt 

drei Kronzeugen ist es zu verdanken, dass die terroristischen Aktivitäten der Grup-

pierung weitgehend aufgeklärt werden konnten. Auf der Grundlage der Angaben die-

ser Kronzeugen wurden mehr als 100 Ermittlungsverfahren eingeleitet. Gegen unmit-

telbare Täter sowie Funktionäre und Rädelsführer der DHKP-C, sind z.T. langjährige 

Freiheitsstrafen verhängt worden. Welche Schlussfolgerungen sind nun daraus zu 

ziehen? Meines Erachtens sind nicht nur die Aufklärung terroristischer Aktivitäten 

und die Aburteilung von Terroristen als Erfolg zu werten. Es kommt vielmehr hinzu, 

dass nach meiner Auffassung die Kronzeugenverfahren bei allen genannten Grup-

pierungen der Anfang vom Ende waren. Das heißt, dass durch die Kronzeugenrege-

lung die terroristischen Gruppierungen zersetzt wurden und schließlich weitgehend 

zerschlagen werden konnten. Das Kronzeugengesetz mit seinen Auswirkungen war 

mithin kausal für die Verhinderung weiterer Anschläge. Das möchte ich ganz kurz 

noch näher erläutern. Nahezu jede terroristische Gruppierung schottet sich nicht nur 

nach außen ab, sondern schafft vor allem auch einen inneren Zusammenhalt da-

durch, dass alle Mitglieder kriminalisiert werden. Jeder weiß von jedem alles oder 

wenigstens so viel, dass niemand ohne eigene Gefährdung aussteigen kann. Diese 

Vorstellung und diese Praxis waren insbesondere auch für die RAF bestimmend. Die 

Kronzeugenaussagen führten bei dieser Vereinigung zu extremer Verunsicherung. 

Jeder rechnete nun mit dem Verrat durch andere. Das Vertrauen untereinander war 

in hohem Maße erschüttert. Schließlich führte die Tatsache, dass der V-Mann Stein-

metz, der ja auch so was ähnliches wie ein Kronzeuge war, bis zur Kommandoebene 

der RAF vordringen konnte, zu weiteren Auflösungs- und Zersetzungserscheinungen 

bei dieser Vereinigung. Nach Steinmetz und nach den Aussagen der DDR-
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Aussteiger war jedenfalls Schluss mit der RAF. Dieser Kausalzusammenhang ist 

insbesondere auch durch den Generalstaatsanwalt Pflieger in Stuttgart immer wieder 

heraus gestellt worden. Er hat ja die RAF im Einzelnen überprüft, er hat auch ein 

Buch darüber heraus gegeben. Das war das Fazit. Ähnliches gilt für die terroristische 

Vereinigung, die sich innerhalb der PKK gebildet hatte. Nach Abschluss der vielen so 

genannten PKK-Verfahren sind seit Mitte 1996 durch diese Gruppierung in der Bun-

desrepublik fast keine Katalogdaten im Sinne des § 129 a StGB mehr begangen 

worden. Vor allem hat es aber auch keine Liquidierung von so genannten Verrätern 

und Gegnern aus anderen kurdischen Organisationen mehr gegeben. Noch deutli-

cher wird der Kronzeugeneffekt bei der DHKP-C. Nachdem diese Organisation in 

ihrer Struktur aufgrund der Angaben der Aussteiger auch im Einzelnen bekannt ge-

worden war, wagten die Mitglieder, insbesondere auch die Rädelsführer, keine An-

schläge mehr. Im Februar 1999 rief der Deutschlandverantwortliche zur Gewaltfrei-

heit auf und auch der Generalsekretär der DAKPC gab eine Gewaltverzichtserklä-

rung für die Bundesrepublik ab. Die Effektivität der früheren Kronzeugenregelung 

liegt also, was die bei der Bundesanwaltschaft geführten Verfahren und ihre Rück-

wirkung auf die terroristischen Vereinigungen angeht, auf der Hand. Auf ein Kron-

zeugengesetz sollte daher meines Erachtens nicht verzichtet bzw. eine vergleichbare 

neue Regelung neu eingeführt werden. Das gilt ganz besonders in der jetzigen Situa-

tion. Vor allem die religiös fundamentalistischen Gruppierungen schotten sich so ab, 

dass Erkenntnisse zu ihrer Struktur bei der derzeitigen Gesetzeslage fast unmöglich 

sind. Solche Erkenntnisse sind indessen nach der Rechtssprechung des Bundesge-

richtshofes zu § 129 a und b StGB entscheidungserheblich. Durch verdeckte Ermitt-

ler ist aber an diese Fakten nicht heran zu kommen. Insiderwissen ist gefragt und 

das lässt sich nur durch eine wirksame Kronzeugenregelung gewinnen. Auf die ein-

dringlichen Hinweise des Vorsitzenden des Düsseldorfer Staatsschutzsenats Breid-

ling bei der Urteilsverkündung gegen Abdallah im vorigen Jahr darf ich besonders 

hinweisen. Zunehmende Bedeutung gewinnt eine Kronzeugenregelung meines Er-

achtens - und darauf möchte ich hier auch noch mal hinweisen - für Rechtsextreme 

und rechtsterroristische Gruppierungen. Nach dem letzten Verfassungsschutzbericht 

besteht hier eine besonders große Gefahr. Durch die gerade abgeschlossene Haupt-

verhandlung gegen diese und andere Rechtsterroristen in München wird diese Ge-

fahr eindrucksvoll belegt. Zumal sich heraus gestellt hat, dass auch Rechtsextremis-

ten nunmehr auf Abschottung größten Wert legen. Auch an diese terroristischen 
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Gruppierungen wird man in Zukunft also nur noch dann heran kommen können, 

wenn wirksame Kronzeugenregelungen vorliegen. Mit V-Leuten allein ist es wohl 

nach den Ergebnissen des Verfahrens oder der Ermittlungen zum NPD-

Verbotsverfahren nicht mehr getan. Wie diese Regelungen letzten Endes ausgestat-

tet werden, ist meines Erachtens von untergeordneter Bedeutung. Schwierigkeiten, 

wie sie hier im Einzelnen auch schon geschildert worden sind, insbesondere am 

Rand der Beweiswürdigung, werden sich nicht vermeiden lassen. Aber ein Zeuge ist 

auch sonst ein unsicheres Beweismittel und ob er nun als Kronzeuge eine andere 

Bewertung erfährt, meine ich, ist so entscheidungserheblich dann wohl auch wieder 

nicht. Aber ich will diese Sache hier nicht abschließend bewerten. Wichtig scheint 

mir, dass eine Kronzeugenregelung einen starken Anreiz für eine umfassende Aus-

sage bieten muss und dass eine solche Vorschrift handhabbar sein muss. Ich danke 

Ihnen. 

 

SV Dr. Christoph Strötz (Generalstaatsanwalt beim Oberlandesgericht München): 

Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen und Herren. Aus Sicht der staatsan-

waltschaftlichen Praxis ist die im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehene Wieder-

einführung der Kronzeugenregelungen nachdrücklich zu begrüßen. Der Gesetzent-

wurf gibt den Strafverfolgungsbehörden und den Gerichten praktikable Regelungen 

an die Hand, mit deren Hilfe die Aufklärung bzw. die Verhinderung geplanter Strafta-

ten von erheblichem Gewicht besser betrieben werden kann. Die für die Praxis wich-

tige Zusammenarbeit mit Aufklärungsgehilfen wird durch den Gesetzentwurf auf eine 

rechtsstaatlich einwandfreie Grundlage gestellt. Der Erfolg der Arbeit der Strafverfol-

gungsbehörden hängt wesentlich davon ab, welches Ermittlungsinstrumentarium der 

Gesetzgeber zur Verfügung stellt. Konsequent ist es, neben verdeckten Ermittlern 

und V-Leuten eine gesetzliche Grundlage für den Kronzeugen zu schaffen. Der 

Kronzeuge agiert bereits in dem Umfeld, in das verdeckte Ermittler und V-Leute, so 

es denn überhaupt gelingt, erst eingeschleust werden müssen. Die entscheidende 

Frage ist, ob und in wie weit es dem Staat ernst ist mit einer effektiven Bekämpfung 

der organisierten Kriminalität. Im Bereich der Betäubungsmittelkriminalität ist es heu-

te weithin unbestritten, dass die Möglichkeit von § 31 BtMG für eine wirksame Be-

kämpfung unverzichtbar ist. Mit Hilfe von § 31 BtMG lassen sich schon im Ermitt-

lungsverfahren durch die rechtzeitige Wissensoffenbarung der Aufklärungsgehilfen 

wichtige Ermittlungsansätze gewinnen. Nicht zuletzt dadurch können auch mögliche 
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weitere Straftaten verhindert werden. Für den Bereich der Bekämpfung des Terro-

rismus und der organisierten Kriminalität hat sich das Fehlen vergleichbarer ein-

schlägiger Regelungen als gravierende Lücke erwiesen. Im Bereich des Terrorismus 

sollten die Regelungen des in seiner Geltungsdauer nicht mehr verlängerten Kron-

zeugengesetzes wieder eingeführt werden. Auf die Erfahrungen der damit befassten 

Praktiker darf verwiesen werden. Diese Erfahrungen dürfen heute nicht unberück-

sichtigt bleiben. Dies gilt gerade mit Blick auf die Gefährdungslage durch den isla-

mistischen Terrorismus. Insoweit beziehe ich mich auf die Ausführungen meines Vor-

redners, die ich teile.  

Für den Kernbereich der organisierten Kriminalität besteht aus der Sicht der Praxis 

ein dringendes Bedürfnis für Kronzeugenregelungen. Die Frage ist nur, wie man die-

sem Anliegen Rechnung trägt. Auf den ersten Blick könnte man geneigt sein, eine 

Regelung im allgemeinen Teil des StGB zu normieren. Bei näherem Hinsehen er-

weist sich dies aber als außerordentlich schwierig. Ich erinnere an den Entwurf Nie-

dersachsens, der diesen Versuch unternommen hat. Die vorgeschlagene Vorschrift 

verwies auf den Tatbestandskatalog des § 100 a StPO und nannte noch weitere De-

likte. Ich sehe nicht, welchen Vorteil ein solches - ich darf es so bezeichnen - Ver-

weisungsungetüm haben sollte. Zurückhaltender bin ich auch, eine sämtliche Strafta-

ten umfassende Kronzeugenregelung zu schaffen. Die Regelungen sollten sich auf 

den Kernbereich der organisierten Kriminalität beschränken. Der Ansatz im vorlie-

genden Gesetzentwurf scheint mir deshalb vorzugswürdig zu sein. Danach soll nach 

dem Vorbild der bestehenden kleinen Kronzeugenregelung bereichsspezifische, auf 

die jeweilige Materie zugeschnittene, Bestimmungen geschaffen werden. Eine be-

reichsspezifische Regelung hat gegenüber der Schaffung einer allgemeinen Straf-

milderungsvorschrift für die Praxis den Vorteil, klar und zielgenau angewandt werden 

zu können. Durch bereichsspezifische Regelungen werden präzise Vorschriften ge-

schaffen, in welchen Fällen konkrete Strafe abgemildert oder von Strafe abgesehen 

werden kann. Zu Recht lehnt es der Entwurf ab, bei Straftaten für deren Begehung 

eine Mindeststrafe von einem Jahr oder mehr angedroht ist, ein Absehen von Strafe 

zu ermöglichen. Die technische Umsetzung dieses Gedankens in eine Generalnorm 

würde zu einer nur schwer verständlichen Regelung führen. Die vom Gesetzentwurf 

einer Kronzeugenregelung in Aussicht genommenen Teilbereiche verweisen auf den 

Kernbereich der organisierten Kriminalität, was die Anbindung an den erweiterten 

Fall im § 73 b StGB belegt. Hier knüpft der Entwurf an gesetzgeberische Wertent-
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scheidungen an, wo bisher schon den Strafverfolgungsbehörden ein erweitertes Er-

mittlungsinstrumentarium an die Hand gegeben wurde. Der berechtigten Kritik von 

etwaigen Missbräuchen durch den Kronzeugen wird meines Erachtens im Ergebnis 

sachgerecht durch die Einführung eines neuen Wiederaufnahmetatbestandes entge-

gen getreten. Missbräuchlichem Verhalten von Kronzeugen muss effektiv entgegen 

gewirkt werden. Dies kann durch strafprozessuale Bestimmungen, wonach das Ver-

fahren zu Lasten des Verurteilten wieder aufgenommen werden kann, wenn dieser 

sich Vorteile missbräuchlich erschlichen hat, erreicht werden. Sachgerecht ist der 

neue Wiederaufnahmetatbestand, der an die im Verfahren gegen den Kronzeugen 

für den Fall des Missbrauchs bereits festgesetzte Strafe anknüpft. Die hier vorge-

brachten Bedenken wiegen im Ergebnis nicht so schwer, als dass insgesamt auf eine 

Regelung für den nachträglichen Wegfall von Vergünstigungen für den Kronzeugen 

verzichtet werden kann. Insgesamt enthält der Entwurf aus meiner Sicht ausgewo-

gene Regelungen für den Bereich der Aufklärungshilfe und kommt damit einem drin-

genden Bedürfnis der Praxis entgegen. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank an alle Herren Sachverstän-

digen für diese erste Einführungsrunde. Sie haben sehr umfassend und trotzdem 

kompakt vorgetragen. Wir kommen jetzt zur Fragerunde.  

 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwenningen) (CDU/CSU): Herr Dr. Jeßberger, eine 

Frage an Sie. Das Argument, eine gesetzliche Regelung ist verfassungswidrig, ist ein 

so genanntes Totschlag-Argument. Sie weisen in Ihrer schriftlichen Ausführung dar-

auf hin, dass die vorgesehene Gesetzesregelung verfassungsrechtliche Bedenken 

aufweise und im weiteren Text bieten Sie dafür auch eine Fundstelle an, nämlich 

Herrn Dr. Jeßberger. Ich nehme an, das sind Sie. Also Sie beziehen sich für die Ver-

fassungswidrigkeit Ihrer eigenen Ausführungen auf Ihre eigenen wissenschaftlichen 

Untersuchungen. Wären Sie so nett, uns dar zu legen, welche verfassungsrechtli-

chen Bedenken Sie in concreto hätten. Eine zweite Frage an Herrn Dr. Nestler: Sie 

haben zu Recht darauf hingewiesen, dass für den Kronzeugen der minderschwere 

Fall interessanter sein könnte als die Kronzeugenregelung. Ist es richtig, dass das im 

strafprozessualen Gefüge nichts Besonderes ist? Wenn wir den Fall einer verminder-

ten Schuldfähigkeit haben, versucht der Verteidiger auch zuerst, den minderschwe-

ren Fall hinzubekommen. Wenn das nicht geht, dann eben die Strafmilderung über 
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§§ 21, 49 StPO. Also ein ohnehin schon geregeltes Rangverhältnis. Zuerst ist der 

minderschwere Fall zu prüfen und wenn der nicht greift, dann die Kronzeugenrege-

lung. 

 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich habe zuerst zwei Fragen an Herrn 

Jaeger. Herr Jaeger, ich habe mir Ihre schriftliche Stellungnahme sorgfältig durchge-

lesen und wollte Sie gerne zu Ihrer Formulierung auf der Seite 4, wo Sie über den § 

31 des BtMG referieren, befragen. Sie schreiben, dieser habe sich deswegen be-

währt, weil - ich zitiere - ‚Kriminalbeamte Tätern eine Strafreduzierung in Absprache 

mit der Staatsanwaltschaft zusagen können’. Dazu wollte ich Sie fragen, ob Sie wirk-

lich die Auffassung vertreten und uns hier auch als Sachverständiger anempfehlen 

wollen, es der Kriminalpolizei oder der Staatsanwaltschaft zu übertragen, bestimmten 

Tätern rechtsverbindliche Zusagen über bestimmte Strafen oder Strafhöhen zu ma-

chen, oder ob Sie nicht mit mir der Auffassung sind, dass das ausschließlich in ge-

richtlicher Hand zu bleiben hat. Meine zweite Frage bezieht sich auch auf Ihre schrift-

liche Stellungnahme. Da verwenden Sie an zwei Stellen im Hinblick auf Organe der 

Rechtspflege, die als Strafverteidiger tätig sind, den Begriff Konfliktverteidiger und 

schreiben auf Seite 2, damit meinen Sie die Hintermänner der organisierten Krimina-

lität, sie verstehen es, mit ihren Rechtsanwälten, die eher als Konfliktverteidiger zu 

verstehen sind, Mittäter oder Gehilfen für ihre kriminellen Machenschaften einzuset-

zen. Habe ich das so zu verstehen, dass Sie Strafverteidigern vorwerfen, dass diese 

mit ihren Mandanten zusammen wirken, um Mittäter oder Gehilfen für ihre kriminellen 

Machenschaften einzusetzen? Das sind die Fragen, die ich an Sie habe. An Herrn 

Schulz habe ich noch eine Frage. Als Vorspann zunächst ein Satz von mir. Ich bin 

mit Ihnen der Auffassung, es gibt Bereiche der Kriminalität, in denen es sinnvoll ist, 

Täter oder Mittäter zur Kooperation mit den Strafverfolgungsbehörden zu gewinnen. 

Nicht nur zur Aufklärung einer bestimmten Tat, sondern auch zur Verhütung zukünf-

tigen schlimmsten Unrechts. Also, da gibt es überhaupt gar keinen Unterschied. 

Auch Sie wollte ich fragen, ob Sie die Auffassung vertreten, dass man die Zusage 

irgendwelcher Vergünstigungen für bestimmte Aussagen rechtsverbindlich in die 

Hände der Kriminalpolizei oder der Staatsanwaltschaft legen darf und soll oder ob 

das in richterlicher Hand zu bleiben hat. Und die zweite Frage ist, wäre nicht diesem 

Anliegen, da ein gesetzliches Instrumentarium zu haben, Genüge getan, wenn wir 

bei der Strafzumessungsvorschrift des § 46 StGB oder in der Nähe dieser Vorschrift 
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ausdrücklich dem Gericht die Möglichkeit eröffnen, bei erwiesener wahrheitsgemäßer 

Mithilfe eine ganz erhebliche Strafermäßigung zu gewähren? 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Ich schaue in die Runde und sehe keine 

weiteren Fragen. Dann beginnen wir nun die Antwortrunde. Ich bitte Herrn Schulz 

anzufangen. Sie haben eine Frage von Herrn Montag zu beantworten. Bitte schön, 

Herr Schulz. 

 

SV Uwe Schulz: Die Kronzeugenregelung, die ich hier angesprochen hatte, betraf ja 

praktisch nur den Terrorismus. Ich habe mich also mit den anderen Möglichkeiten 

aus § 31 BtMG oder § 261 StGB nicht befasst oder jedenfalls nicht näher befasst, 

weil aus meiner  Sicht und aus meiner Erfahrung nun gerade das relevant war, was 

im Rahmen des Terrorismus bei der Bundesanwaltschaft gelaufen ist. Um auf Ihre 

Frage konkret zurück zu kommen: Im Rahmen des alten Kronzeugengesetzes hatte 

ja der Generalbundesanwalt eine ganz besondere Stellung. Das heißt, nur wenn er 

der Meinung war, dass sich da eine Kronzeugenregelung anbietet, dann konnte auch 

von der in dieser Form Gebrauch gemacht werden. Das war eine Korrektur oder ein 

Korrektiv, je nachdem, wie man es sieht, das - denke ich - auch in dieser Situation 

gut gegriffen hatte. Man muss dabei immer vor  Augen haben, dass die Fakten, die 

von dem Kronzeugen dann mitgeteilt werden, der Wahrheit entsprechen müssen. Es 

gibt da keine Regelung in dubio pro reo. Also nur dann, und darauf muss man Be-

dacht nehmen, nur dann, wenn der Generalbundesanwalt überzeugt ist - er kann 

eben auch nur überzeugt sein, mehr als die Überzeugung gibt es nicht, worauf man 

auch immer diese Überzeugung begründet - nur dann konnte von dieser Regelung 

Gebrauch gemacht werden. Ich bin der Meinung, das war auch sinnvoll, und unter 

diesem Aspekt hat es sich auch bewährt. Was jetzt die übrigen Kronzeugenregelun-

gen angeht, stimme ich Ihnen im Wesentlichen zu, möchte mir aber, weil mein Erfah-

rungshorizont das nicht so erfasst, eine detaillierte Meinung dazu verkneifen.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Schulz. Jetzt bitte Herr 

Prof. Nestler auf die Frage von Herrn Kauder. 

 

SV Prof. Dr. Cornelius Nestler: Der Einstieg Ihrer Frage ist richtig. Der Strafverteidi-

ger wird erst versuchen, in den minderschweren Fall zu kommen, also die Strafrah-
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menverschiebung zu erreichen. Wenn das nicht gelingt, klappt es allenfalls noch in 

der Strafzumessung und damit haben Sie mir natürlich eine Steilvorlage gegeben, 

weil das mein Argument ist, um zu sagen, die Kronzeugenregelung wird in den Be-

reichen, in denen die Praxis bei den informellen Absprachen ohnehin schon in den 

minderschweren Fall hinein kommt, nicht funktionieren, weil ein Strafverteidiger, um 

es mal so hart auszudrücken, „mit dem Klammerbeutel gepudert wäre“, wenn er sich 

auf die Kronzeugenregelung einlassen würde, obwohl er bei der informellen Abspra-

che ein besseres Ergebnis bekommen kann. Und das ist ja eigentlich nur mein Ar-

gument, was ich die ganze Zeit sage. In diesem Bereich der allgemeinen schweren 

Kriminalität wird eine Praxis, wie sie im Augenblick informell funktioniert, die Kron-

zeugenregelung schlichtweg aushebeln und das kann eigentlich nicht richtig sein. Ich 

will noch einen Satz dazu sagen, der auch mit allgemeiner Kriminalität und den Beo-

bachtungen der Absprachen zu tun hat. Das Erstgericht wird hier immer diskutiert als 

ein Gericht, was Strafmilderung als Belohnung für die Aufklärung gibt, aber die Be-

lohnung für die Aufklärung ist immer ein Teil des Interesses des Erstgerichts, das ist 

der Motor hinter den Absprachen, ein abgekürztes Verfahren zu bekommen. Diese 

beiden Sachen kommen zusammen, und das heißt, die Belohnung von Aufklärung 

kann man nicht nur isoliert sehen, so wie die Kronzeugenregelung es tut, sondern 

man muss sie als Paket innerhalb der allgemeinen Absprachen sehen. Und wenn 

man das nicht macht, dann wird man dem Phänomen der Kronzeugenregelung ü-

berhaupt nicht gerecht, und, Herr Vorsitzender, erlauben Sie mir noch eine ganz klei-

ne, letzte Bemerkung. Ich verweise auf die USA und Italien. Das Problem ist, dass 

wir im deutschen Strafprozess immer beides wollen. Wir wollen einen möglichst ef-

fektiven Kronzeugen und gleichzeitig soll er als Beschuldigter seine gerechte Strafe 

bekommen. Da gibt es einen richtigen Widerspruch und dieser Widerspruch kann zu 

einer Menge von Komplikationen führen. Gucken wir uns das an, wie die Amerikaner 

das machen. Die sagen einfach, wir packen uns den Kerl und so, wie Sie das gerade 

aus der Sicht der Bundesanwaltschaft auch gesagt haben, wir nehmen den hart an 

die Kandare. Wir zwingen den, uns die Wahrheit zu sagen: Wenn du das nicht tust, 

passiert dir was ganz ganz Schlimmes am Ende. Aber die machen es nicht so, dass 

sie ihn vorher als Beschuldigten schon mal verurteilen und dann hoffen, dass er sich 

hinterher noch dran hält. Sondern die führen ihn als Zeugen durch, geben ihm einen 

Riesenanreiz dafür und haben dann natürlich eine relativ hohe Gewissheit, dass der 

auch wirklich bei der Kandare bleibt. Ich glaube, beides kann man sehr schlecht ha-
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ben. Und als letzte Bemerkung dazu, da würde ich schon zustimmen. Der Entwurf ist 

hier sehr viel praxisnäher, wenn er sagt, bei den terroristischen Straftaten, da muss 

es bei der Bundesanwaltschaft anfangen und dann bei der allgemeinen Kriminalität 

soll das Gericht auf einmal die Beurteilungskompetenz haben. Wer kann dann beur-

teilen, ob da wirklich ein Aufklärungserfolg statt gefunden hat? Na, die Staatsanwalt-

schaft natürlich. Was macht das Gericht bei § 31? Segnet einfach immer nur das ab, 

was die Staatsanwälte gesagt haben, dann schreiben sie auch noch darunter, ‚zu 

unserer Überzeugung hat das statt gefunden’. Das ist alles unsystematisch, das ist 

alles Etikettenschwindel. Ich entschuldige mich, dass ich so lange geantwortet habe. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Das ist schon in Ordnung. Bei der Kürze 

der Einladungsfrist dürfen Sie auch noch einige Sachverhalte darlegen. Jetzt gebe 

ich das Wort an Herrn Dr. Jeßberger mit der Bitte, die Frage von Herrn Kauder zu 

beantworten. 

 

SV Dr. Florian Jeßberger: Herr Kauder, Sie hatten sich aus sehr nachvollziehbaren 

Gründen als Mitglied des Bundestages gestoßen an den von mir formulierten verfas-

sungsrechtlichen Bedenken. Zunächst bin ich sicher, Sie haben meinen Hinweis auf 

meine eigene Arbeit in der Fußnote nicht dahingehend missverstanden, dass ich 

damit meiner Stellungnahme zusätzliche Autorität verleihen wollte. Sie dient lediglich 

als Hinweis auf eine intensivere Behandlung der entsprechenden Punkte. Das will ich 

jetzt gerne tun. Also, Ihre Frage war, worauf sich meine verfassungsrechtlichen Be-

denken gründen. Ich möchte zwei Punkte heraus greifen. Einen Punkt habe ich 

schon kurz angesprochen in meiner mündlichen Stellungnahme. Der betrifft den Um-

stand, dass die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung meines Erachtens sehr 

weit, zumindest in den Bereich auch mittlerer Kriminalität, hineinreicht und damit, 

auch das habe ich ausgeführt in der Arbeit, die ich zitiere, zumindest bedenklich ist 

mit Blick auf den auch im Strafrecht geltenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 

der nämlich nicht einfach irgendeine Strafe für irgendeine Tat erlaubt, sondern von 

Verfassungswegen eben eine bestimmte Proportionalität, und zwar zur Schuld des 

Täters, voraussetzt. Konkret hätte ich in einigen Bereichen, sicher nicht in allen Be-

reichen, des Anwendungsbereiches des Gesetzentwurfes Bedenken mit Blick auf 

das Untermaß-Verbot. Vorgesehen ist ja, zumindest im Gesetz selbst, denn wie sich 

das in der Praxis nieder schlägt, das kann man mit Fug bezweifeln, wie wir gehört 
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haben, auch die vollständige Straffreiheit des Kronzeugen, ggf. eines Kronzeugen, 

der sich schwerer Straftaten selber schuldig gemacht hat. Insofern gründen meine 

verfassungsrechtlichen Bedenken, wie ich sie hier formulieren will, letztlich im 

Rechtsstaatsprinzip. Ein anderer Punkt, den wir hier noch überhaupt nicht angespro-

chen haben, auch die anderen Sachverständigen nicht, wo ich ebenfalls verfas-

sungsrechtliche Bedenken zu sehen meine, betrifft die Leistung des Kronzeugen. Die 

ja aus Gründen, die mir nicht unmittelbar einleuchten, unterschiedlich geregelt ist. 

Nämlich davon abhängig ist, ob es sich um einen Kronzeugen handelt, der selber 

einer terroristischen Straftat oder einer Zusammenhangstat beschuldigt wird und zur 

Aufklärung einer solchen Tat beiträgt oder um einen Kronzeugen, der - ich will mal 

sagen, im weitesten Sinne - aus dem Bereich der organisierten Kriminalität stammt. 

Im einen Fall, Sie wissen es besser als ich, genügt die Eignung der Verhinderungs-

hilfe des Kronzeugen bei Terrorismus entsprechend dem alten Kronzeugengesetz. In 

anderen Fällen, § 31 BtMG, § 261 StGB, ist die Eignung nicht ausreichend, sondern 

ein Aufklärungserfolg erforderlich, der zwar durch die Rechtssprechung zu 31 BtMG 

sehr lax gehandhabt wird. Gleichwohl sind die Voraussetzungen, wenn man sich die 

Rechtssprechung jeweils anschaut, erheblich schärfer, in den Bereichen, in denen es 

nicht um Terrorismus geht. Diese Differenzierung scheint mir zunächst nicht sehr 

plausibel, aber ein verfassungsrechtliches Problem sehe ich dahingehend, dass auch 

schon bei § 31 BtMG also in dem Erfordernis, einen Aufklärungserfolg vom Kronzeu-

gen zu verlangen als Voraussetzung, dass überhaupt ein Strafrabatt gewährt werden 

kann, ich habe deswegen da Bedenken, weil wir es ja in der Regel in diesen Berei-

chen es mit sehr komplexen Verfahren zu tun haben. Es geht ja nicht nur darum: 

Können Sie als Beschuldigter bestätigen, dass Ihr Mitbeschuldigter beispielsweise 

dies oder jenes getan hat, sondern häufig sind viele Personen beteiligt, es geht um 

logistische Strukturen usw., haben wir alles gehört. Also komplexe Verfahren, in de-

nen der Umstand, ob eine bestimmte Information, die ein Beschuldigter gibt, tatsäch-

lich zu einem messbaren Erfolg führt. Es muss nicht ein Verurteilungserfolg sein 

nach der Rechtssprechung, aber zumindest ein konkreter Ermittlungserfolg. Ob es 

dazu kommt, hängt meines Erachtens nicht nur von der Qualität der Information des 

Beschuldigten ab, sondern zumindest in gleichem Maße auch von weiteren Umstän-

den. Wie lassen sich die weiteren Beschuldigten ein, welche Erkenntnisse können 

die Ermittlungsbehörden aus anderen Quellen ziehen? Und vor diesem Hintergrund, 

hier nur in aller Kürze ausgeführt, habe ich Zweifel, ob die Differenzierung, die schon 
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§ 31 BtMG zugrunde liegt und hier in weitere Bereiche transportiert wird, ob diese 

Differenzierung zwischen erfolgreicher und erfolgloser Aufklärungshilfe insofern mit 

Artikel 3 GG, dem Gleichheitssatz vereinbar ist, als dass derjenige, der aus Gründen, 

für die er möglicherweise nichts kann, zwar die Ermittlungsbehörden informiert, aber 

eben nicht mit Informationen ausstattet, die zu einem notwendigen Erfolg führen, von 

vornherein keine Möglichkeit hat, den Strafrabatt zu erhalten. Dahin gehend habe ich 

mit Blick auf Artikel 3 GG Bedenken. Dankeschön. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Dr. Jeßberger. Jetzt 

abschließend Herr Jaeger auf die Frage von Herrn Montag. Bitteschön. 

 

SV Rolf Jaeger: Herr Abgeordneter Montag, zur zweiten Frage zunächst, weil ich sie 

mit Nein beantworten kann. Auf keinen Fall ist aus dieser Stellungnahme heraus zu 

lesen, dass ich die als Konfliktverteidiger bezeichneten als Mittäter oder als Gehilfen 

von organisierten Kriminellen bezeichnen möchte. Die Problematik besteht nur in 

dieser Textformulierung darin, dass es eben um Tätergruppierungen geht, die alles 

nutzen, um nicht verurteilt zu werden. 

Zur ersten Frage. Absprachen zwischen Kriminalbeamten und der Staatsanwalt-

schaft, um dann einem aussagewilligen Zeugen nach § 31 BtMG eine Strafmilderung 

zuzusagen, die sind durchaus nach meiner Kenntnis üblich, zumindest war es in 

meiner Praxis so üblich, dass man mit dem entsprechenden BtM-Staatsanwalt eine 

Absprache trifft. Sie müssen sich das in der Praxis so vorstellen, dass es ja zu einem 

Vernehmungsgespräch, wegen mir eines BtM-Händlers kommt, und der sagt auf Ihre 

Frage, dass er noch mehr zu seinen Händlern sagen kann usw. Sie merken, er ist 

aussagebereit, er möchte durchaus mehr sagen, aber er ahnt, dass er eine erhebli-

che Strafe vor sich hat, er hat vielleicht schon eine Bewährungsstrafe, die widerrufen 

werden kann usw. Dann ist es eigentlich üblich, dass man mit der Staatsanwaltschaft 

Absprachen trifft, für den Fall, dass er seine Bezugsquellen nennt - andere Dealer, 

die mit ihm dealen - dass man ihm dann sagen kann, was er von dem Anklageverhal-

ten der Staatsanwaltschaft erwarten kann, wenn er deutlich über seinen Teil hinaus 

Aussagen macht. Und es ist ja in der Praxis dann auch so, dass erst die weiter füh-

renden Ermittlungen, in der Regel der Kriminalpolizei, ja überhaupt bestätigen, ob 

das, was er sagt, ja überhaupt richtig ist. Es wäre ja gar nicht möglich, ihn vor Gericht 

zu schleppen und ihm eine Strafmilderung zuzusagen. Das ist ja erst dann möglich, 
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wenn tatsächlich das, was er gesagt hat, bewiesen wird vor Gericht und auch nach-

her bei den anderen Personen, die er belastet hat, sich seine Aussage bestätigt. Das 

heißt, es müssen zu einem Zeitpunkt des Ermittlungsverfahrens die Ermittelnden, in 

der Regel Kriminalisten, Absprachen mit der Staatsanwaltschaft treffen, was denn 

evtl. vom Anklageverhalten der Staatsanwaltschaft zu erwarten ist, wenn er sich in 

der angekündigten Form einlässt. Dass die Staatsanwaltschaft das auch mit dem 

Gericht absprechen kann und in der Regel vielleicht auch machen wird, das wird viel-

leicht so sein. Aber ich wüsste gern, wie Sie sich das anders vorstellen würden. 

Denn das würde ja sonst bedeuten, dass er erst vor Gericht eine Aussage macht und 

ihm dann vor dem Gericht, das über seinen Fall entscheiden würde, dazu eine 

Strafmilderung zugesagt wird. In der Regel ist bis dahin schon das Ermittlungsverfah-

ren sehr viel weiter ausgedehnt worden. 

 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr Jaeger, Sie müssen mir das Bei-

spiel nicht so exakt aufklären. Ich bin seit 23 Jahren Strafverteidiger und habe viele 

Jahre genau dies gemacht, was Sie tun. Mich interessiert nur ganz klar: In Ihrer 

schriftlichen Stellungnahme schreiben Sie nicht von der Zusage eines bestimmten 

Anklageverhaltens. Nicht die Staatsanwaltschaft sagt zu, was in ihrer Macht steht. 

Sie selber schreiben ‚Zusage einer Strafreduzierung’. Das ist doch ein originärer Ein-

griff in die Entscheidung des Gerichts. Wie stellen Sie sich das vor? Wie soll eine 

Regelung ausschauen, in der das Gericht im nachfolgenden Verfahren zur Notariats-

stelle gemacht wird, in der nur noch die Zusagen, die die Polizei oder die Staatsan-

waltschaft macht, protokolliert und in ein Gerichtsurteil gegossen würde? Es gibt kei-

nen Weg, sage ich Ihnen, dass die Polizei oder die Staatsanwaltschaft eine rechts-

verbindliche Zusage einer bestimmten Strafe oder Strafhöhe macht. Das kann und 

muss - meine feste Überzeugung - der gerichtlichen Entscheidung überlassen blei-

ben. 

 

SV Rolf Jaeger: Ich möchte nur kurz ergänzen: Hier ist von mehreren Sachverstän-

digen gesagt worden, dass wir im Grunde genommen mit einem eigentlich nicht ge-

setzlich normierten Verfahren offensichtlich lieber leben wollen als einer gesetzlichen 

Kronzeugenregelung. Das fällt mir sehr schwer. Also, zu sagen, wir dealen ja sowie-

so schon, was das Zeug hält, da haben wir zwar keine Rechtsgrundlage, aber das 

läuft ja eigentlich schon ganz gut, und deshalb brauchen wir das Kronzeugengesetz 
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nicht. Da meine ich, da ist doch der sauberere gesetzliche Weg, sowohl den Deal als 

auch die Kronzeugenregelung sauber gesetzlich zu normieren. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, meine Herren Sachverstän-

digen. Ich sehe keine weiteren Fragen. Dann darf ich mich bedanken. Es war eine 

relativ kompakte Frage- und Antwortrunde, aber Sie wissen ja, dass wir in Berlin zur-

zeit neben der Kronzeugenregelung noch einige andere Themen auf der Tagesord-

nung haben. Ich bitte um Verständnis. Dennoch wird das natürlich auch noch ge-

wichtet und gewertet, was Sie heute gesagt haben, wenn es denn wieder ins Plenum 

kommen sollte, dieser Gesetzentwurf. Ich darf mich sehr bedanken und schließe die 

Sitzung. Vielen Dank. 

 

 
Ende der Sitzung: 16.32 Uhr 

 

 

 

 
 

Andreas Schmidt (Mülheim), MdB 
 Vorsitzender 



33 

 
 
 
 

Zusammenstellung der Stellungnahmen 

 
 
 
 

  Seite 

Rolf Jaeger Stellv. Bundesvorsitzender des Bundes Deutscher 
Kriminalbeamter, Birkenwerder 

34 

Dr. Florian Jeßberger Institut für Kriminalwissenschaften,  
Humboldt-Universität zu Berlin 

40 

Dr. Stefan König Rechtsanwalt, Mitglied des Strafrechtsausschusses 
des Deutschen Anwaltvereins e. V., Berlin 

50 

Prof. Dr. Cornelius Nestler Institut für Strafrecht und Strafprozessrecht, 
Universität Köln  

70 

Dr. Christoph Strötz Generalstaatsanwalt, Staatsanwaltschaft beim 
Oberlandesgericht München  

72 

  
 
 






























































































